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Vorwort

Das Strafrecht muss sich der Notwendigkeit stellen, seiner Aufgabe über die ein-
zelstaatlichen Grenzen hinweg zu entsprechen. Dabei hat der Gesetzgeber zuneh-
mende Schwierigkeiten, den sich schnell ändernden Gegebenheiten, insbesondere 
außerhalb kernstrafrechtlicher Vorschriften und bei der Berührung mit dem Uni-
onsrecht, nachzukommen. Er sucht einen Ausweg in der Einbeziehung der Ver-
waltung, der Rechtsprechung aber auch nichtstaatlicher Organisationen. Dabei 
bedient er sich der Verweisungstechnik, hier verstanden als die Benutzung von 
Blankettvorschriften sowie (verweisender und offener) normativer Tatbestands-
merkmale. Als Beispiel kann der Kampf gegen den internationalen Terror ange-
führt werden. So beruhen Maßnahmen gegen terrorverdächtige Personen und Or-
ganisationen auf einer europäischen Verordnung, die eine Resolution des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen umsetzt. Sie enthält Embargomaßnahmen gegen 
Personen und Organisationen, die terroristische Handlungen begehen oder an 
diesen beteiligt sind. Verstöße gegen diese Embargovorschriften sind aber nur 
nach den nationalen Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts strafbar, die die je-
weils aktuelle Verordnung in Bezug nehmen, dabei aber den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen entsprechen müssen. Die so für den Gesetzgeber durch die 
Verweisungstechnik erreichbare verstärkte Arbeitsteilung steht jedoch im Span-
nungsfeld zu verfassungsrechtlichen Vorgaben, insbesondere dem in Art.  103 
Abs.  2 GG niedergelegten Gesetzlichkeitsprinzip. 

Vor diesem Hintergrund hat die nachfolgende Untersuchung das Anliegen, ei-
nen Beitrag zu den bestehenden Möglichkeiten, aber auch den Grenzen des Einsat-
zes der Verweisungstechnik im Strafrecht zu erbringen. Dabei wird ein durch die 
Komplexität einer modernen Informationsgesellschaft mit verschiedenen Norm-
setzungsebenen determiniertes Konzept der Arbeitsteilung zwischen nationalem 
Gesetzgeber, Unionsgesetzgeber, nationaler Verwaltung und nichtstaatlichen Or-
ganisationen einerseits sowie der Rechtsprechung andererseits entwickelt. Es wird 
ein Vorschlag erarbeitet, die Anforderungen des Parlamentsvorbehalts jeweils in 
Abhängigkeit von der demokratischen Legitimation des Setzers der in Bezug ge-
nommenen Normen anzupassen. Außerdem sollen die aus der informationstech-
nischen Entwicklung erwachsenden Möglichkeiten in die Bewertung der Anfor-
derungen des Gebotes der Normenklarheit mit einbezogen werden. 

Die Untersuchung wurde im Sommersemester 2014 von der Juristischen Fakul-
tät der Universität Heidelberg als Habilitationsschrift angenommen, später er-
schienene Literatur und Rechtsprechung konnten noch vereinzelt eingearbeitet 



VIII Vorwort

werden. Sie ist die Frucht meiner siebenjährigen Assistenzzeit bei meinem hoch-
verehrten akademischen Lehrer Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas Hillenkamp am Institut 
für deutsches, europäisches und internationales Strafrecht und Strafprozessrecht 
der Universität Heidelberg. Ihm gilt mein besonderer Dank! Er hat mich – über die 
Entstehung dieser Arbeit hinaus – stets ermutigend begleitet, gefördert und unter-
stützt. Herrn Prof. Dr. Gerhard Dannecker möchte ich für die zügige Erstellung 
des Zweitgutachtens herzlich danken, ebenso für seine jederzeitige Gesprächsbe-
reitschaft, die zahlreichen Anregungen und fruchtbaren Diskussionen. Gleichzei-
tig danke ich ihm neben Herrn Prof. Dr. Thomas Lobinger und Herrn Prof. Dr. 
Ekkehard Reimer für die Aufnahme dieser Untersuchung in die Schriftenreihe 
„Heidelberger Rechtswissenschaftliche Abhandlungen“.

Die Idee zu dieser Thematik wurde bereits zur Zeit meiner Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für Rechtsinformatik der Universität Hanno-
ver unter Prof. Dr. Dr. h.c. Wolfgang Kilian geboren, dem ich für beständig wert-
volle Ratschläge danken möchte. 

Von Herzen bedanken möchte ich mich bei Prof. Dr. Volker Haas und Prof. Dr. 
Jens Bülte nicht nur für zuverlässige wissenschaftliche, sondern auch für mentale 
Unterstützung.   

Nicht zuletzt danke ich meinen Eltern Doris und Burkhard Cornelius, die mei-
nen Weg zur Habilitation mit großer Anteilnahme begleitet haben. Mein innigster 
Dank gilt meiner Ehefrau Hilde, die – um die Höhen und Tiefen des Wissenschaft-
lerdaseins wissend – stets an meiner Seite stand und deren Liebe mir geholfen hat, 
sämtliche Untiefen bis zur Fertigstellung der Habilitation zu umschiffen. Dieses 
Buch widme ich ihr und unseren drei wunderbaren Kindern.

Heidelberg, im Juni 2015	 Kai Cornelius
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Prolog

„Die Praxis ist der Probierstein jeder Theorie“; kein Praktiker wendet eine Theorie 
an, die gerade „in der Not ihre Hilfe versagt“.1 Gleiches gilt für das Recht: Der 
„Probierstein alles dessen, was über ein Volk als Gesetz beschlossen werden kann“ 
liegt nach Kant als „Maßstab der Vernunft“ in der Frage, „ob ein Volk sich selbst 
wohl ein solches Gesetz auferlegen könnte“.2 Ihering geht davon aus, dass das, was 
„nicht in Wirklichkeit übergeht, was bloß in den Gesetzen, auf dem Papiere steht, 
ist ein bloßes Scheinrecht“, wogegen das, „was sich verwirklicht als Recht, ist 
Recht, auch wenn es in den Gesetzen nicht zu finden und Volk und Wissenschaft 
sich dessen nicht bewusst geworden sind“.3 Das Bundesverfassungsgericht musste 
fast schon resignierend erkennen, dass verfassungsrechtliche Vorgaben unter Hin-
weis auf die Praxisuntauglichkeit übergangen werden, so dass es sich zu der Fest-
stellung genötigt sah, „dass im Rechtsstaat des Grundgesetzes das Recht die Praxis 
bestimmt und nicht die Praxis das Recht“.4 

Der Antagonismus zwischen Theorie und Praxis ist nicht endgültig lösbar. Das 
zeigt der immerwährende Konflikt zwischen dem gesetzten Recht und dem geleb-
ten Recht. Diese Erkenntnis ist eine Grundeinsicht für die Herangehensweise an 
diese Arbeit. So wie ein Probierstein einen Nachweis für den Metallgehalt und 
damit den Wert eines Gesteins erbrachte, kann die Praxistauglichkeit Ausdruck 
für die Güte einer Theorie sein: Der Probierstein der Theorie ist die Praxis. Deren 
Anforderungen sind der Motor für die Dynamik der Rechtsetzung und damit 
auch des Strafrechts. Die Bedürfnisse und Anforderungen der Praxis sind dafür zu 
erkennen und dürfen nicht ignoriert werden. Nur so kann sie beeinflusst und ge-
steuert werden. 

In dem damit einhergehenden Verständnis von der Dynamik – der Entwicklung 
des Rechts und der Gesellschaft als Prozess – liegt die zweite Grundeinsicht, wel-
ches mit dem eingangs zitierten Gedicht Dauer im Wechsel von Johann Wolfgang 
v. Goethe bereits angedeutet wurde. Dieses lehnt sich an die Flusslehre Heraklits 
an, die Platon den Sokrates in seinem Dialog mit Hermogenes so formulieren lässt: 
„Herakleitos sagt doch, alles bewege sich und nichts habe Bestand, und indem er 

1  E.F. Klein, Archiv des Criminalrechts 1802, Drittes Stück, S.  1, 1; sämtliche Zitate sind be-
hutsam an die heutige Rechtschreibung angepasst. Wenn Hervorhebungen erfolgen, sind diese 
bereits im ursprünglichen Zitat enthalten, soweit kein anderslautender Hinweis angebracht ist.

2  Kant, Beantwortung der Frage: Was ist Aufklärung?, 488 f.
3  Jhering, Geist des römischen Rechts, Bd. 2/2, Kap.  38, S.  322.
4  BVerfG, U. v. 19.03.2013, 2 BvR 2628/10, Rn.  119.
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die Dinge mit dem Strom eines Flusses vergleicht, sagt er: Zweimal kannst du in 
denselben Fluss nicht hinabsteigen.“5 Dieses Fließen vollzieht sich nicht im Chaos, 
sondern folgt einem einheitlichen Gesetz, der Einheit in Vielfalt.6 

Innerhalb dieser Grundeinsichten, der dynamischen Entwicklung des Rechts 
und dem dadurch aufbrechenden immerwährenden Konflikt zwischen gesetztem 
und gelebtem Recht, beschäftigt sich die nachfolgende Untersuchung mit den ge-
genwärtigen Anforderungen an das nationale Strafrecht, die durch den Eintritt in 
die Informationsgesellschaft, der damit einhergehenden verstärkten Globalisie-
rung und der europäischen Integration determiniert werden. Das Strafrecht sieht 
sich der Notwendigkeit gegenüber, seiner Aufgabe über die nationalstaatlichen 
Grenzen hinweg entsprechen zu können. Außerdem führt die zunehmende Kom-
plexität der Gesellschaft zu dem verstärkten Erfordernis einer Arbeitsteilung. Der 
Gesetzgeber kann den sich schnell ändernden Gegebenheiten insbesondere im Be-
reich des Wirtschaftsstrafrechts und bei der Berührung mit dem Unionsrecht 
häufig nicht mehr nachkommen und sucht einen Ausweg einerseits in der Einbe-
ziehung der Verwaltung und andererseits auch der Richter. Dabei bedient er sich 
der Verweisungstechnik, hier verstanden als die Benutzung von Blankettvor-
schriften sowie (verweisender und offener) normativer Tatbestandsmerkmale. 
Diese verstärkte Arbeitsteilung steht im Spannungsfeld zu verfassungsrechtlichen 
Vorgaben, insbesondere dem in Art.  103 Abs.  2 GG niedergelegten Gesetzlich-
keitsprinzip. 

Die nachfolgende Untersuchung hat das Anliegen, einen Beitrag zu den in die-
sem Rahmen bestehenden Möglichkeiten des Einsatzes der Verweisungstechnik 
zu erbringen. Diese werden vor allem – aber nicht ausschließlich – im Wirtschafts-
strafrecht angewendet. Damit unmittelbar verbunden ist die Frage der Reichweite 
einer akzessorischen Anbindung von Straftatbeständen bei einer vom Gesetzgeber 
spezifizierten Anknüpfung an außerstrafrechtliche Vorgaben. Ein weiterer 
Schwerpunkt ergibt sich – auch wieder zwangsläufig – aus der Notwendigkeit und 
der durch die Verweisungstechnik eröffneten Möglichkeit der Integration außer-
nationaler (insbesondere europäischer) Vorgaben in das nationale Recht.

5  Platon, Sämtliche Werke, Kratylos, S.  567.
6  Störig, Kleine Weltgeschichte der Philosophie, S.  136; letztlich findet sich dieser Gedanke im 

Europamotto In Vielfalt geeint wieder, welches als Symbol der Europäischen Union Aufnahme in 
die Präambel und in Art. I-8 des (später gescheiterten) Vertrages über eine Verfassung für Europa 
fand, ABl. C 310 v. 16.12.2004, S.  1 ff.



A)  Problemaufriss

Beginnen wir mit den Vorüberlegungen, welche die im Prolog angesprochenen 
Grundeinsichten der Praxistauglichkeit jeder Theorie und der dynamischen Ent-
wicklung des Rechts berücksichtigen. 

I)  Vorüberlegungen

Dazu erfolgt zunächst die Skizzierung eines beachtlichen Antriebsmoments für 
die Dynamik des Rechts, nämlich der Internationalisierung durch einen Globali-
sierungsdruck. Dann werden zehn Thesen vorgestellt, deren argumentative Stüt-
zung das Grundanliegen dieser Untersuchung ist.

1)  Internationalisierung durch Globalisierungsdruck

(a)  Globalisierungsprozess

Bereits Anfang der 70er Jahre hatte Luhmann aufgrund der Möglichkeit weltwei-
ter Verflechtungen infolge des Fortschritts der Informations- und Kommunikati-
onstechnologien eine reale Einheit des Welthorizontes angesprochen.1 Der Pro-
zess der Globalisierung ist vor allem seit den 90er Jahren durch eine Zunahme der 
weltweiten Kommunikation, Interaktion und Organisation gekennzeichnet.2 
Deshalb werden als Ursache für die Globalisierung die technischen, wirtschaftli-
chen und politischen Veränderungen durch den Ausbau weltumspannender Da-
tennetze und Wirtschaftsmärkte mit der einhergehenden Schwächung der Funkti-
on von Staatsgrenzen in ihrer Eigenschaft als Hindernis für grenzüberschreitende 
Transaktionen ausgemacht.3 Ein extremes Beispiel hierfür ist die „virtuelle Gesell-
schaft“ der internationalen Finanzmärkte, die weder Anfang noch Ende, weder 
Tag noch Nacht kennt.4 Die Händler agieren in Echtzeit an den drei wichtigen 
Standorten London, New York und Tokio. Wenn Konten am Abend nicht ge-

1  Luhmann, ARSP 57 (1971), 1, 8 f.
2  Sieber, ZStW (119) 2007, 1, 4 m. w. N.
3  Sieber, ZStW (119) 2007, 1, 5 f.
4  Knorr Cetina/Bruegger, AJS 107 (2002), 905 ff.
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schlossen werden können, werden sie entsprechend „dem Lauf der Sonne folgend 
von Zeitzone zu Zeitzone“ weitergereicht.5 Diese zunehmende Vernetzung spielt 
sich auch außerhalb der Finanzmärkte ab, wie die Beispiele der virtuellen Welten 
oder auch der sozialen Netzwerke zeigen. Daraus lässt sich schließen, dass ein 
wichtiges Merkmal für die Globalisierung die „Intensivierung weltweiter sozialer 
Beziehungen, durch die entfernte Orte in solcher Weise miteinander verbunden 
werden, dass Ereignisse an einem Ort durch Vorgänge geprägt werden, die sich an 
einem viele Kilometer entfernten Ort abspielen, und umgekehrt“6 ist. Der Raum 
wird bedeutungslos.7

Trotz einer fast schon unüberschaubaren Literatur zur Globalisierung auch in 
Bezug auf die Auswirkungen für das Recht8, ist eine exakte Definition nicht in 
Sicht. Dies ist im Sinne der Charakterisierung einer dynamischen Entwicklung 
nicht abschließend möglich. Jedenfalls kann dazu – unter Berücksichtigung der 
Marginalisierung des Raumes – alles gezählt werden, „was von einem National-
staat nicht mehr kontrollierbar ist, weil es infolge der technischen Bedingungen 
oder der unabwendbaren Handlungsfreiheit der Akteure entweder ohne einen be-
stimmten Standort stattfindet oder aber den ursprünglichen Standort beliebig 
wechseln kann.“9 Im Kern handelt es sich bei der Globalisierung um die Befreiung 
der Ökonomie von den traditionellen nationalstaatlichen, kulturellen und auch 
rechtlichen Schranken.10 Die „Denationalisierung“ der Einzelstaaten als Entgren-
zung wird als ein Hauptkennzeichen der Globalisierung betrachtet.11 Paradoxer-
weise bewirkt diese „Denationalisierung“ keine Verneinung lokaler Nationalis-
men, sondern im Gegenteil die Verstärkung nationalistischer Empfindungen.12 In 
diesem Zusammenhang spricht Beck von der Weltgesellschaft, mit einem durch 
„Vielheit und Nichtintegriertheit“ gekennzeichneten Welthorizont, die aber ohne 
„Weltstaat und Weltregierung“ existiert.13 

5  Schulte, Rechtstheorie 39 (2008), 143, 162.
6  Giddens, Konsequenzen der Moderne, S.  85.
7  Schulte, Rechtstheorie 39 (2008), 143, 162.
8  Vgl. nur Addis, Thin State in Thick Globalism; Aden, Auswahl der normsetzenden Institu-

tionen im Prozess der Globalisierung des Rechts; Beck, Globalisierung; Dose, Antworten auf die 
Herausforderung der Globalisierung; Eichler, Rechtstheorie 39 (2008), 167; Emmerich-Fritsche, 
Vom Völkerrecht zum Weltrecht; Fischer-Lescano, ZaöRV 2003 (63), 717; Horiuchi, FS Hasse-
mer, S.  1153; Horn, ARSP 84 (2002), 179; Kaiser, FS Jung, S.  379; Lieckweg, Recht der Weltgesell-
schaft; Mayntz, Internationale Organisationen; Müller-Franken, AöR 134 (2009), 542; Muraka-
mi, Globalisierung und Recht; Nahamowitz, Globalisierung und Globalisierung des Rechts; 
Schröder, Rechtstheorie 39 (2008), 231; Schulte, Rechtstheorie 39 (2008), 143; Schünemann, Glo-
balisierung; Schwarze, Globalisierung; Voigt, Globalisierung des Rechts; Ziegert, Globale Buko-
wina.

9  Schünemann, GA 2003 (150), 299, 300.
10  Schünemann, GA 2003 (150), 299, 305; Pieth, ZStW 1997 (109), 756.
11  Schünemann, GA 2003 (150), 299, 300.
12  Giddens, Konsequenzen der Moderne, S.  86.
13  Beck, Globalisierung, S.  31 f.
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Dabei können mit Hilgendorf fünf Hauptdimensionen unterschieden werden: 
die ökonomische, technische, kulturelle, ökologische und politische Globalisie-
rung.14 Ausgangspunkt ist die mit ökonomischer Globalisierung umschriebene 
zunehmende weltweite Verflechtung wirtschaftlicher Aktivitäten.15 Allerdings 
wäre diese ökonomische Globalisierung nicht vorstellbar ohne die erheblichen 
Fortschritte in der Kommunikationstechnologie, die zu einem Verschwinden 
räumlicher Grenzen führen. Ebenso ist es das Kennzeichen dieser technischen 
Globalisierung, Güter – abhängig von der jeweiligen Warenart – (insbesondere auf 
den globalen Finanzmärkten) in ungeahnter Geschwindigkeit austauschen zu 
können.16 Diese Entgrenzung führt schließlich zur kulturellen Globalisierung, da 
sich kulturelle Traditionen und Werte der verschiedenen Gesellschaften beeinflus-
sen und überlagern, wobei ein besonders starker Einfluss der USA festzustellen 
ist.17 Gleichzeitig nimmt das Bewusstsein für die weltweite Verknappung natürli-
cher Ressourcen zu – je nach Ausmaß werden Umweltkatastrophen nicht mehr nur 
regional, sondern weltweit wahrgenommen.18 Letztendlich führen die grenzüber-
schreitenden Waren- und Informationsströme zu einem Souveränitätsverlust der 
Nationalstaaten, der im Hinblick auf demokratisch kontrollierte Regierungen mit 
einem Verlust an demokratischer Kontrolle einhergeht.19 Die wirtschaftliche, 
technische und ökologische Dimension der Globalisierung zwingt schließlich die 
Staatengemeinschaft in eine verstärkte internationale Zusammenarbeit mit der 
Ausbildung übernationaler (transnationaler) Kontrollmechanismen (politische 
Globalisierung).20 

(b)  Folgen für das Strafrecht

Dieser Globalisierungsprozess geht mit einer „Transnationalisierung der Verbre-
chensbegehung“21 einher und führt zu einer besonderen Dynamik und Komplexi-
tät.22 Dies betrifft bestimmte Erscheinungsformen der schweren und organisierten 
Kriminalität, die sich auf rein nationaler Ebene nicht mehr bekämpfen lassen, wie 
Menschen-, Drogen- und Waffenhandel,23 Korruption24 und Angriffe auf Infor-

14  Hilgendorf, Nationales oder transnationales Strafrecht, S.  338.
15  Ebenda.
16  Ebenda.
17  Hilgendorf, Nationales oder transnationales Strafrecht, S.  338 f.; hierfür spricht schon die 

Tatsache, dass die wichtigsten Firmen der Informationsgesellschaft (wie Amazon, Apple, ebay, 
facebook, Google, Microsoft, Twitter) amerikanischer Herkunft sind.

18  Hilgendorf, Nationales oder transnationales Strafrecht, S.  339; der Unfall im Atomkraft-
werk Fukushima (Japan), welcher zur politischen „Energiewende“ in Deutschland führte, ist ein 
Beispiel aus der jüngeren Zeit. 

19  Hilgendorf, Nationales oder transnationales Strafrecht, S.  339.
20  Ebenda.
21  Ziegenhahn, Menschenrechte, S.  36.
22  Vgl. Hilgendorf, Nationales oder transnationales Strafrecht, S.  338 ff.
23  Schünemann, GA 2003 (150), 299, 307 f.
24  Zu den Korruptionsdelikten vgl. Androulakis, Globalisierung der Korruptionsbekämp-

fung; Dannecker, Bekämpfung der Korruption in Deutschland, S.  159 ff.; Möhrenschlager, in: 
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mationssysteme25. Ebenso können Geldwäsche, Umweltkriminalität und illegaler 
Technologietransfer dazu gezählt werden.26

Diese Änderungen in der Gesellschaft bleiben nicht ohne Folgen für das Recht. 
Sobald es nicht mehr möglich ist, global agierende Subjekte durch das Recht zu 
bändigen, besteht die Gefahr des Rückfalls in die Anarchie und damit des Verlus-
tes der Kulturleistungen der vergangenen 2.500 Jahre.27 Der begrenzte Anwen-
dungsbereich nationalen Rechts mit seinen unterschiedlichen materiell-rechtlichen 
Konzepten, divergierenden Verfahrensrechten, konkurrierenden und wechselnden 
Zuständigkeiten lässt die praktischen Schwierigkeiten ins schier Unermessliche 
steigen.28 Zur Vermeidung dieses Zustandes scheint eine Entnationalisierung des 
Rechts als Ausweitung der nationalen Rechtssysteme unausweichlich.29 Dadurch 
entsteht ein Druck auf den Nationalstaat, sein Rechtssystem diesen neuen Gege-
benheiten anzupassen. Deshalb muss das Strafrecht zur angemessenen Reaktion 
auf die Internationalisierung der Kriminalität – und des Wirtschaftsverkehrs – in-
ternationale Vorgaben aufnehmen, sich nach außen öffnen und eine rechtlich ge-
steuerte Durchdringung des nationalen Rechts gewährleisten. 

Die besondere Herausforderung besteht für den Gesetzgeber darin, wie er eine 
Berücksichtigung der besonderen rechtlichen Verhältnisse bei Sachverhalten mit 
internationalen Bezügen erreichen kann und welche Grenzen ihm dabei durch die 
spezifischen Anforderungen an das Strafrecht gesetzt werden. Für eine solche Ein-
beziehung bietet sich die Gesetzestechnik der Verweisung geradezu an. 

Denn solche die Internationalisierung der Kriminalität betreffenden Themen 
werden von unterschiedlichen internationalen Gremien und Organisationen auf-
gegriffen. Dabei kommt der Europäischen Union eine besondere Bedeutung zu. 
Diese supranationale Organisation zeichnet sich im Gegensatz zu internationalen 
Organisationen dadurch aus, dass ihr durch die Mitgliedstaaten Hoheitsrechte 
übertragen wurden.30 Die Verschränkungen der nationalen Rechtsordnungen mit 
Rechtsakten der Europäischen Union sind vielfältig. Diese kann Rechtsakte erlas-
sen, die einerseits die Mitgliedstaaten binden (Richtlinien), aber andererseits auch 
direkte Rechte und Pflichten für die einzelnen Individuen mit sich bringen, ohne 
dass es einer Umsetzung in innerstaatliches Recht bedarf (Verordnungen). 

Handbuch Korruptionsprävention, Kap.  8 Rn.  1 ff.; Pedrazzi, Multinationale Unternehmen und 
nationale Strafgewalt, S.  43 ff., 179 ff.; Pieth, ZStW 1997 (109), 756, 769.

25  Andreas/Nadelmann, Policing the globe, S.  57 f.
26  Hecker, Europäisches Strafrecht, §  2 Rn.  61; vgl. auch Bantekas/Nash, International crimi-

nal law, S.  49 ff.; Cryer, International criminal law, S.  3.
27  Schünemann, GA 2003 (150), 299, 301.
28  Pieth, ZStW 1997 (109), 756, 757. 
29  Vgl. Schünemann, GA 2003 (150), 299, 301 Fn.  8 zu den Versuchen des deutschen Gesetz

gebers, die Forschung an menschlichen Embryonen im Bereich der Gentechnologie an strenge 
Voraussetzungen zu knüpfen, was ohne begleitende völkerrechtliche Konventionen letztlich 
fruchtlos bleibt.

30  Herdegen, Völkerrecht, §  10 Rn.  17.
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Dies betrifft auch das Strafrecht mit seinen Verweisungen auf unionsrechtliche 
Verordnungen. Solche Verschränkungen werden im Steuerrecht,31 im Außenwirt-
schaftsrecht,32 Bilanzrecht33 sowie im Wein34- und Lebensmittelrecht35 augen-
scheinlich und lassen sich in einer beliebigen Vielzahl fortführen. Dabei stellt sich 
insbesondere bei dynamischen Verweisungen auf Rechtssätze der Europäischen 
Union die Frage, inwieweit diese wegen eines etwaigen Demokratiedefizits euro-
päischer Vorschriften zulässig sind und ob sie dem Gebot der Normenklarheit 
entsprechen.

Außerdem kommen im Rahmen der Bekämpfung der schweren und organisier-
ten Kriminalität den Vereinten Nationen36 mit ihren verschiedenen Unterorgani-
sationen ebenso wie der Organisation for Economic Co-operation and Develop-
ment (OECD)37 oder dem Europarat eine besondere Rolle zu. In der modernen 
Gesellschaft ist das Strafrecht also nicht nur für den nationalen Kontext einschlä-
gig, sondern auch ein Mittel zur Bekämpfung des grenzüberschreitenden Verbre-
chens.

Daraus ergibt sich die Frage, wie sich das nationale Strafrecht in Bezug auf diese 
internationalen Regelungen verhält. Denn die nationalstaatlichen Bindungen wie 
das verfassungsrechtliche Gebot des nullum crimen sine lege gelten auf nationaler 
Ebene und sollten – da die hier betrachteten Strafnormen letztlich immer noch 
nationalstaatliches Recht sind – auch für diese Verweisungsnormen uneinge-
schränkt wirken.

2)  Zehn Thesen

Den Ausgangspunkt bilden zehn grundlegende Thesen. Die nachfolgende Arbeit 
legt ein besonderes Augenmerk darauf, diese auf ihren Gehalt und die daraus re-
sultierenden Auswirkungen zu untersuchen. Die im Prolog dargelegten Grund-
einsichten der dynamischen Entwicklung des Rechts mit dem dadurch aufbre-
chenden immerwährenden Konflikt zwischen gesetztem und gelebtem Recht so-

31  Vgl. D) II) 3) (a) Abgabenstrafrecht (Milchmengengarantieabgabe (ab S.  256)).
32  Vgl. D) II) 3) (b) Außenwirtschaftsstrafrecht (ab S.  257).
33  Vgl. den Verweis in §  331 Nr.  1a, 3 HGB auf §  315a HGB, der wiederum einen Weiterverweis 

auf die Verordnung (EG) Nr.  1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 
2002 enthält, siehe näher S.  262f. unter (1) International Financial Reporting Standards (IFRS).

34  Vgl. §§  48 Abs.  1 Nr.  3, 4; 49 Nr.  6, 7; 50 Abs.  2 Nr.  12, 51 WeinG i. V. m. mit den in der 
EU-Weinrecht-Durchsetzungsverordnung genannten europäischen Verordnungen wie der Ver-
ordnung (EG) Nr.  1493/1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Wein.

35  Vgl. nur §  58 LFGB i. V. m. der Lebensmittel-Basisverordnung (EG) Nr.  178/2002.
36  Diese sind mit 192 Mitgliedstaaten die größte und bedeutendste internationale Organisa

tion; vgl. http://www.un.org/en/aboutun/.
37  Die OECD wurde 1960 von 18 europäischen Ländern sowie den Vereinigten Staaten und 

Kanada gegründet und hat derzeit 34 Mitgliedstaaten; vgl. http://www.oecd.org/about/mem 
bersandpartners/. 
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wie dem Erfordernis der Praxistauglichkeit jeder Theorie sind dabei die Grundlage 
der Herangehensweise.

Die erste These knüpft an die bei Rogall geäußerte Idee der Doppelfunktionali-
tät einer Verweisung an.38 Zunächst geht es um die Herstellung einer formellen 
Akzessorietätsbeziehung durch Anknüpfung an außerstrafrechtliche Regeln. Die-
se Anknüpfungsfunktion kann man sich wie einen Zeiger vorstellen, der von der 
Verweisungsnorm (die das Verweisungsmerkmal enthält) auf das Verweisungsob-
jekt (das in die Verweisungsnorm einzubeziehende Merkmal) weist. Dadurch wird 
also erkennbar, woran durch die Verweisung angeknüpft wird. Davon abzuschich-
ten ist die Erzeugung einer materiellen Akzessorietätsbeziehung, die gerade die 
Folge der Herstellung einer formellen Akzessorietätsbeziehung ist. Diese materi-
elle Akzessorietätsbeziehung steht für die Bindung an die inhaltlichen Vorgaben 
des Verweisungsobjekts, weshalb sie nachfolgend auch als Vorgabefunktion der 
Verweisung bezeichnet wird. Sie beschreibt, inwieweit an die außerstrafrechtli-
chen Vorgaben angeknüpft wird. Kurz: Eine Verweisung liegt nur vor, wenn ein 
Merkmal sowohl eine Anknüpfungsfunktion mit dem Zeigerhinweis, worauf ver-
wiesen wird, als auch eine Vorgabefunktion, inwieweit inhaltlich verwiesen wird, 
enthält. Diese doppelfunktionale Betrachtung einer Verweisung kann auch für die 
Abgrenzung der Verweisungsmerkmale zwischen normativen Tatbestandsmerk-
malen und Blankettmerkmalen fruchtbar gemacht werden.

Die zweite These geht davon aus, dass der Ausgangspunkt jeder dogmatischen 
Betrachtung in einem kodifizierten Rechtssystem wie dem deutschen der Geset-
zestext – also die Sprache des Gesetzgebers – ist. Deshalb sind sprachtheoretische 
Erkenntnisse – jedoch nur soweit sie nicht mit den Erkenntniszielen der Rechtwis-
senschaft in Widerspruch stehen – in die Betrachtung mit einzubeziehen. Diese 
Erkenntnisse sollen sowohl für den zu erarbeitenden Normbegriff als auch für die 
Abgrenzung der Verweisungsmerkmale fruchtbar gemacht werden.

Die dritte These beinhaltet, dass die rechtstheoretischen Grundlagen entspre-
chend den im Prolog angesprochenen Grundeinsichten der dynamischen Entwick-
lung des Rechts und der Praxistauglichkeit jeder Theorie auszurichten sind. So-
wohl der Rechtsnormbegriff als auch die Auslegungsmethodik und die Arbeitstei-
lung zwischen Rechtssetzer und Rechtsanwender haben sich daran zu orientieren. 
Dies bedeutet in der Konsequenz, dass neben dem Gesetzgeber auch dem Richter 
als Rechtsanwender ein Beitrag bei der Weiterentwicklung der Norm zugestanden 
wird. Grundlage der Anerkennung eines solchen an den Richter gerichteten Präzi-
sierungsgebotes ist die Akzeptanz der Beteiligung der Gerichte an der Bestimmt-
heit einer Norm und nicht nur an der Anwendung.

Die vierte These besteht in der – ob ihrer Zwangsläufigkeit eigentlich schlicht 
anmutenden – Annahme, dass jedes Verweisungsmerkmal (unabhängig davon, wie 
es formuliert ist und welchen Zweck es verfolgt) wie ein Tatbestandsmerkmal zu 
behandeln ist. Damit wird es dem entsprechenden Auslegungscanon zur Ermitt-

38  Rogall, GA 1995, 299, 304 f.
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lung des Zwecks unter Berücksichtigung der Folgenorientierung unterworfen. 
Diese Annahme ist so schlicht (schließlich ist die Verweisung im Tatbestand ent-
halten), dass die Erwähnung schon fast rechtfertigungsbedürftig erscheint. Prob-
lematisch ist dies nur bei den Blankettmerkmalen. Denn bei diesen nimmt die 
weitaus herrschende Meinung an, dass die in Bezug genommene Norm inkor-
poriert (sozusagen aufgesogen, einverleibt, eingegliedert, vereinigt) wird. Das 
Blankettmerkmal soll „sang- und klanglos“ verschwinden! Das erscheint nicht 
nachvollziehbar, schließlich steht es im Gesetzestext. Damit verfolgt der Gesetz-
geber regelmäßig einen bestimmten Zweck: Entweder möchte er sich Textwieder-
holungen sparen durch die Aufforderung an den Rechtsanwender, den in Bezug 
genommenen Text (also die Rechtsregel) durch die Strafnorm zu umfassen (den 
Text des Verweisungsobjektes als Text der Verweisungsnorm zu behandeln) oder 
die außerstrafrechtliche Rechtsfolge (der Regelungseffekt) soll übernommen wer-
den. Ebenso ist die Anknüpfung an außerstrafrechtliche aber auch überhaupt an 
außerrechtliche Verhaltensmaßstäbe möglich. Schließlich kann es sich auch um 
eine Anknüpfung an eine anderswo gegebene Bedeutung handeln.

Die fünfte These beruht auf der Überlegung, dass entsprechend der doppel-
funktionalen Betrachtung einer Verweisung (vgl. These 1) das Strafrecht bei einer 
Anknüpfung durch eine Verweisung immer formell akzessorisch ist. Die materiel-
le Akzessorietät kann dagegen nur soweit reichen, wie keine das Strafrecht begren-
zenden Prinzipien verletzt werden. Dies führt zu einer asymmetrischen materiel-
len Akzessorietät des Strafrechts.

Die sechste These steht für die Annahme, dass eine grundlegende Differenzie-
rung der Verweisungsmerkmale zwischen normativen Tatbestandsmerkmalen und 
Blankettmerkmalen zur Darstellung der Akzessorietätsbeziehungen sinnvoll ist. 
Da entsprechend der ersten These dem Verweisungsmerkmal eine doppelte Funk-
tion zukommt, ist eine weitere Ausdifferenzierung notwendig. Wegen der Verbin-
dung des Rechts mit der Sprache (vgl. die zweite These) soll dabei auf aus der 
Sprachtheorie erwachsende Erkenntnisse aufgebaut werden. Der Ausgangspunkt 
einer Unterscheidung ist, dass mit den normativen Tatbestandsmerkmalen eine 
Anbindung an außerstrafrechtliche Rechtsfolgen oder Wertungen erfolgt. Das 
Kennzeichen eines Blankettmerkmals ist dagegen die Verknüpfung mit einem au-
ßerstrafrechtlichen Gesetzestext im Sinne einer Umschließung des Textes des Ver-
weisungsobjektes.

Die siebte These beinhaltet, dass die Anforderungen des Parlamentsvorbehaltes 
entsprechend dem Demokratiegehalt der Normen des Verweisungsobjektes aus-
zurichten sind. Je mehr demokratische Teilhabe bei der Normierung des Verwei-
sungsobjekts gewährleistet ist, desto eher können die Anforderungen an die Ver-
weisungsnorm herabgeschraubt werden. Mit anderen Worten: Die Verweisungs-
norm und das Verweisungsobjekt müssen in ihrer Gesamtheit den Anforderungen 
des Parlamentsvorbehalts entsprechen. So sind die Anforderungen des Parla-
mentsvorbehaltes bei Verweisungen auf Satzungen der parlamentsähnlich verfass-
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ten Kommunen niedriger als bei Verweisungen auf Rechtsverordnungen der Ver-
waltung.

Nach der achten These sind bei dem Gebot der Normenklarheit (als Ausdruck 
einer zumutbaren Kenntnisnahmemöglichkeit der Rechtsnormen für den Adres-
saten) die durch die informationstechnische Entwicklung sich eröffnenden tat-
sächlichen Möglichkeiten zu berücksichtigen. Diese finden ihren normativen Aus-
druck in der seit dem 1. Juli 2013 angeordneten alleinigen Verbindlichkeit der elek-
tronischen Version des Amtsblattes der Europäischen Union.

Die neunte These findet ihren Grund in der engen Verzahnung der deutschen 
Rechtsordnung mit derjenigen der Europäischen Union. Diese weist auf eine be-
sondere Berücksichtigung sowohl bei der Auslegungsmethodik als auch bei den 
Anforderungen des Parlamentsvorbehalts hin. So erscheint bei Verweisungen auf 
europäische Vorschriften (in Übereinstimmung mit der siebten These) eine Mo
difikation des Parlamentsvorbehaltes erforderlich. Regelmäßig wird von einer  
Vergleichbarkeit mit den Anforderungen des Parlamentsvorbehaltes auf Verwei-
sungen des nationalen Rechtsverordnungssetzers (und damit der Verwaltung) aus-
gegangen. Dies berücksichtigt nicht den gegenwärtigen Demokratiegehalt europä-
ischer Vorschriften. Wenn schon ein Vergleich mit nationalen Verweisungsobjek-
ten gezogen wird, liegt es näher, diesen zu den Satzungen der parlamentsähnlich 
verfassten Kommunen und nicht zu den Rechtsverordnungen der Verwaltung 
vorzunehmen.

Die zehnte und abschließende These geht davon aus, dass eine Anbindung des 
deutschen Strafrechts für internationale und ausländische Vorgaben zwar durch-
führbar ist, diese aber – in Übereinstimmung mit These sieben – nur in einem viel 
geringeren Maße möglich ist als dies für unionsrechtliche Vorgaben gilt.

II)  Tatbestandliche Akzessorietät durch Verweisung

Da es um die Anknüpfung durch tatbestandliche Verweisungen geht, kommen wir 
zu einer Erläuterung der zentralen Begriffe des Tatbestandes, der Akzessorietät 
und der Verweisung. Dabei sollen nicht etwa abschließende Definitionen gegeben 
werden. Vielmehr dient die Bedeutungsfestsetzung allein dazu, die Umrisse des 
Themas dieser Untersuchung sichtbar zu machen.
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391, 411, 416, 425, 437, 457, 470

Gerichtshof  42, 45, 138 ff., 153, 305, 345, 
359, 380 f., 383 ff., 426, 430, 450, 481 f.

Gesamtrechtsordnung  73, 90, 135 f., 195 ff., 
199, 201, 265, 296

Gesetzesauslegung  100, 132 ff., 142 ff., 364
Gesetzesbindung  96, 145 ff., 152 f., 174, 

184, 211, 470
Gesetzeslage  354 ff., 361, 366, 401, 415, 421, 

427, 434, 480
Gesetzestechnik  6, 20, 22, 127, 243, 279, 

360 f., 466
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Gesetzestext  9, 25, 72, 76, 85, 95 f., 152, 
283, 335 f., 357, 428, 449, 472

Gesetzesvorbehalt  12 f., 93, 97, 149, 306, 
308, 315, 326, 344, 352 f., 353, 439

Gesetzgebung  30 f., 36, 38, 44, 47, 55, 59, 
82 f., 97, 116, 124, 128, 132, 136, 143 f., 
162, 164, 171, 177, 206, 222, 230, 261, 
300, 309, 312, 323 ff., 342, 372, 402, 425, 
459, 477

–	 skompetenzen  248 f, 252, 318, 325, 331, 
336 f., 341 f., 369, 393, 397, 406, 446, 
476 ff.

–	 skunst  30, 33, 36 ff., 81, 83
–	 stechnik  22 f., 30 f., 102, 104, 241, 244, 

246, 249, 266, 281, 283, 318, 335 f., 343, 
356, 360, 394, 408, 463, 479

Gesetzlichkeitsprinzip  2, 12, 21, 40 f., 97, 
139 f., 148, 249, 295, 306 f., 315 ff., 321, 
325, 327, 333, 337, 341, 347 ff., 359, 365, 
367 f., 377 ff., 380 f., 386 ff., 396, 403, 414, 
465, 473, 481, 487

Gleichheit  50, 162, 164, 166, 168, 170 ff., 
196, 220, 228

Globalisierung  2 ff., 94, 243, 259 ff., 264, 
436

Governance  19, 74, 252 ff., 259, 259, 259, 
330

Grundrechte  35, 51, 55, 99, 104, 116, 
128 ff., 137, 144, 166 f., 182, 185, 187, 205, 
212, 219, 304, 312, 322, 333, 345, 378 f., 
381 ff., 481, 482

Handlung  11 ff., 44, 50, 61, 65 ff., 72, 79, 
89, 99, 102, 103 ff., 130, 161 ff., 169, 179, 
212, 237, 281, 310, 330, 345, 348, 372, 378, 
396, 437, 445, 452, 462, 465, 468

Harmonisierung  256, 264, 300, 369, 371 f., 
383, 393, 482

Imperativ  50, 61, 88, 115, 125 f., 130, 162, 
214

Imperativentheorie  184 f., 210 f. 
Inbezugnahme  22, 25, 30, 41, 129, 139, 233, 

246, 248, 250, 252, 283, 318, 320, 337, 341, 
343, 375, 422 f., 428, 476, 478

Inhaltsbestimmung  47, 68, 76, 87, 94, 97 f., 
100, 105, 132, 154, 157, 295, 297 ff., 353, 
442, 468 ff., 470

Inkorporationstheorie  154, 157, 282 f., 
287 f., 292, 472

Intension  55 ff., 78, 80, 84, 98, 299, 468
Internet  123, 205, 254, 354 ff., 364, 366, 

368, 415, 479
Interpretation  33, 78, 119, 129, 155, 161, 

189, 286, 321, 336, 353, 376
Irrtum  21, 44, 57 f., 155, 268, 270, 284 f. 

Kodex  19, 74, 252 ff., 259, 330
Kollision  138 ff., 153, 379, 381, 386, 389, 

481
Kommission  139, 319, 369, 371, 378, 383 f., 

395, 398, 482
Kommunen → Gemeinden 
Komplettimport  28, 39, 156, 251, 267, 272, 

274 f., 287, 289, 292, 367, 434, 471
Korruption  5, 188, 260 f., 441 ff., 485
Kulturnormen  118, 123 f., 126

Lebensmittelrecht  7, 134, 143 f., 148, 155, 
199, 249 f., 285, 329, 331, 403, 405, 410, 
426, 428

Legaldefinitionen  33, 81, 83 f., 86, 101, 375
Legislative  24, 32, 37, 216, 265, 309 f., 315, 

331 f., 342, 437, 477
Lissabon (Vertrag von)  7, 34 f., 137, 257, 

301, 347, 369 ff., 377, 393, 395, 398, 402, 
420 f., 426, 430, 483

Melloni → Fransson
Metaphysik  47, 50 f., 61, 118, 161 ff. 
Methodenlehre  48, 51, 60 ff., 76, 97, 100, 

104, 116, 133 ff., 141, 143, 145, 223, 233, 
363

Moral  51 f., 87, 92, 118, 120, 124, 162, 164, 
194, 272, 274

Neukantianismus  47, 53, 59 ff., 64, 66, 84
Normadressat  50, 52, 88 ff., 104, 116, 128, 

134, 151, 206 f., 215 f., 244 f., 327, 335, 344, 
351, 354, 358 ff., 368, 374, 389, 396, 398, 
401, 406, 412 f., 425, 455, 469, 480, 487

Normambivalenz  41, 218 f., 224, 283, 455 f., 
463, 474 f.

Normanerkennung  60, 64 ff., 72, 116, 346
Normbegriff  8, 41, 47, 87, 92, 96, 99, 105, 

144, 353
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Normenklarheit  7, 10, 41, 249 f., 252, 306, 
316, 343 f., 349, 351, 357 ff., 365, 368, 391, 
396, 400, 402, 406, 412 ff., 422 f., 432, 450, 
454, 463, 473, 477, 479 f., 483, 485, 487

Normentheorie  15, 87, 106, 111, 114, 116 ff., 
124 ff., 132, 173, 184, 190, 197, 211, 220, 
229, 231, 233, 238 ff., 279, 287, 346, 405

Normgeber  31 f., 70, 248, 277, 281, 310, 317, 
319, 322, 335 ff., 405, 431, 476

Norminhalt  69, 89, 97, 117, 134, 317, 353, 
390 f., 394, 456, 482

Normkomplexität  244, 246, 359 ff., 412, 
416

Normkonkretisierung  32, 35, 70, 76, 80, 
146, 156 f., 246 f., 280, 317, 471

Normkonzept  41, 47, 106, 121, 126, 128, 
210, 220, 239, 287, 468

Normsetzer  27, 341, 358, 393, 400, 426, 
469, 476, 477, 484

Normsetzung  48, 87 ff., 207, 216, 246, 247, 
311, 332, 363 f.

Normspaltung → Normambivalenz
Normtext  24, 28 f., 32, 38 ff., 94 ff., 101, 

105, 127, 132, 151 f., 155 ff., 267, 282, 
287 ff., 318, 320, 329, 335 ff., 343, 353, 363, 
366 ff., 380, 392, 411, 434, 444, 446 ff., 
454, 463, 467 ff., 471 ff., 477 f., 482 f.

OECD  7, 254, 259 ff., 442 ff.
Ordnungswidrigkeiten  12, 44 f., 148, 301, 

311 ff., 322, 329, 333, 341, 375, 407, 418 f., 
456

Organisationen  3 f., 6 f., 23, 42, 81, 90, 239, 
250. 252 ff., 271, 311, 336, 336, 364, 387, 
436 ff., 442 f., 479, 485, 487

Parlament  13, 131, 248, 308 ff., 321, 328, 
332, 342, 350, 369, 371, 374, 394 ff., 442, 
477

–	 sgesetz  316, 321, 324, 327, 331, 334, 343, 
398, 478, 485

–	 svorbehalt  10, 13, 32, 157, 249 f., 252, 
290, 293, 306, 308, 313, 315 ff., 323, 325 f., 
329, 331 f., 335 ff., 344, 367, 369, 393 ff., 
402 ff., 407, 409 ff., 415 f., 422, 428, 432, 
434, 442, 444, 447, 473, 475 ff., 483 f., 487

Pflichtverletzung  19, 26, 29, 39, 74 f., 112 f., 
130, 221 f., 229, 251, 255, 290 f., 298 f., 340

Pflichtwidrigkeit  29, 39, 106, 112 f., 130, 
330, 443

Philosophie  2, 60, 67, 161, 163 f., 166, 169, 
204, 208, 390, 429

Praxis  1, 48, 77, 79, 94, 127, 142, 146, 148, 
171 f., 176, 338, 374, 394, 414, 487

Prinzipien  9, 47, 52, 60, 67, 135, 161, 163, 
166, 186, 196 ff., 209, 264, 305, 378, 459, 
475

Privatautonomie  196 ff., 206 f.
Privatrecht  116, 159, 166 ff., 176, 184, 186, 

189, 195 f., 198 ff., 213 ff., 222, 226, 229, 
231 f., 265, 340, 451 f., 474 (vgl. auch → 
Zivilrecht)

Radu → Fransson
Rechtfertigung  48, 85 f., 125, 189, 192 f., 

217, 219, 296, 467
Rechtsakte (Europäische)  6, 27, 256, 258, 

368, 387, 408 f., 420 f., 424
Rechtsanwendung  8 f., 13, 24 f., 29 f., 35, 39, 

41, 71 ff., 76, 79, 83, 85 f., 95, 97 f., 105, 
117, 132 ff., 142, 150, 153, 155  ff., 193 f., 
203, 222, 246 f., 267, 271 ff., 282, 286, 
289 ff., 307 f., 323, 330, 335 f., 350, 353, 
361, 367, 412, 416, 422, 426, 434, 444 ff., 
454 f., 463, 469 ff., 476, 479, 484 f.

Rechtsbegriff  23 f., 33, 51 ff., 64, 67, 69 ff., 
100, 133, 135 f., 143, 145, 148, 163, 165, 
189, 193, 233 f., 240, 243, 273 ff., 280, 
289 ff., 296 ff., 323, 336 ff., 340, 343, 352 f., 
359, 407, 448, 461 ff., 471 ff., 479

Rechtsetzung  1, 23, 50, 89 ff., 194 f., 265 ff., 
282

Rechtsfolge  9, 21 f., 28, 31, 34, 39, 59, 67, 
73, 102 ff., 113, 115, 120, 122, 124, 127 f., 
130 f., 149, 156 f., 160, 197, 213, 217 ff., 
238, 246 f., 251, 267, 269, 274 f., 281 f., 287, 
289 f., 292, 317, 329 f., 344, 347, 367 f., 377, 
434, 453, 455, 459, 468 f., 471, 473

Rechtsgebiet  20, 22, 28, 34, 39 f., 65, 72 f., 
108, 119, 127, 134, 159, 192, 200, 209 f., 
214, 220, 223, 225, 228 f., 232, 234 f., 238, 
280, 289, 292, 296, 298 f., 302, 451, 458 ff., 
466, 471 f., 475

Rechtsgeltung  89 f., 93, 126 f., 194, 266, 
377, 402, 469, 479

Rechtsgut  16 f., 20, 28, 57, 112 f., 115, 122, 
130, 160, 172 ff., 188, 190 ff., 212, 219, 
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221, 228 f., 233, 237, 240, 250, 250, 252, 
275, 298, 300, 302, 328, 330, 337, 346, 
350, 399 f., 403, 444 f., 451 ff., 463, 474, 
484

Rechtsinstitut  18, 28, 64, 73, 81, 184, 251, 
265, 271, 273 f., 280 f., 292, 298 f., 471

Rechtslehre  49, 68, 89, 93 ff., 105, 118 ff., 
130 ff., 152, 167 f., 178, 182, 345

Rechtsnorm  10, 22 ff., 30 f., 33, 38, 46, 
49 ff., 64, 70, 77, 82, 87, 87 ff., 118 ff., 
123 f., 126, 132 f., 135, 141, 143, 145, 153, 
155, 184, 195, 197 f., 201, 203, 206, 208, 
210, 214, 230 f., 236, 239, 244, 246, 250, 
265 ff., 274, 285, 288, 290, 312, 314, 318, 
353, 356 f., 364, 371, 376, 389, 392, 401, 
458, 465, 468 ff., 479 f., 483

Rechtsordnung  6, 10, 15, 18, 24 f., 33 f., 
39 ff., 49 ff., 64, 68, 73 f., 81, 90 ff., 99 ff., 
106, 108 f., 113 f., 118 ff., 124, 130 f., 133, 
135 f., 142, 153, 159 ff., 164, 168, 170, 
172 ff., 176, 178, 180, 182, 184, 186 ff., 
190 f., 194 ff., 208, 210, 212, 214, 216, 218, 
220 ff., 230 ff., 254, 265, 267, 272, 274 f., 
290 f., 295 ff., 302 f., 306, 318, 341, 351, 
353, 396 ff., 401, 413, 415, 424, 442 f., 
447 ff., 452 f., 460 f., 463, 466, 468, 472, 
474 ff., 486

Rechtsphilosophie  48, 50, 59, 63 f., 71 f., 
82 f., 100, 133 f., 143, 170, 195, 205 ff., 211

Rechtspositivismus  48, 51, 89, 100, 204, 
207

Rechtsprechung  12, 19, 25, 41, 43, 87, 96 f., 
109, 123, 133, 138, 140, 143, 147, 149 f., 
153, 223 ff., 232, 283, 305 ff., 312 f., 324, 
327 ff., 332 f., 345, 347, 351 ff., 355, 359, 
363, 371, 376, 381 ff., 385, 387 ff., 393, 414, 
422, 425 f., 428 f., 450 ff., 455 f., 458, 460 f., 
470, 481 f., 487

Rechtsquelle  172, 198, 266, 287 f., 296, 320, 
444, 460, 485

Rechtssatz  27, 33, 37, 64, 70 f., 85 ff., 94, 
98 ff., 115 f., 120 ff., 126 ff., 155 ff., 203 f., 
210, 230, 245, 247, 266, 276, 289, 295, 307, 
363, 392, 447 f., 458, 466, 468 f., 469, 471, 
483

Rechtssetzung  31, 40, 90 f., 93, 95, 167, 189, 
195, 198, 216, 265 f., 307, 323, 370, 431, 
459

Rechtssetzungskompetenz  333, 373, 375, 
377, 383, 399, 439, 483

Rechtssicherheit  50, 141, 145, 206 f., 221, 
295, 297 f., 457

Rechtssprache  53, 57 f., 65, 69, 76 f., 83 ff., 
100, 132, 184, 211, 468 (vgl. auch → 
Sprache)

Rechtssubjekt  178, 180, 190, 215 ff., 299
Rechtssystem  52, 58, 68, 102, 132, 164, 

194, 197, 229
Rechtstheorie  4, 47 ff., 76, 79, 81, 89, 100, 

104, 137, 194 f., 207, 211, 238, 259, 268, 
271 f., 297, 308, 345

Rechtsverletzung  14, 67, 112, 115 f., 165 ff., 
175, 178, 183 ff., 187, 189, 210, 215 ff., 229, 
233, 236, 240, 404

Rechtsverordnung  10, 22, 32, 250, 256 f., 
262, 297, 312 f., 315 f., 320, 323, 325 ff., 
331 f., 342, 354, 398 f., 402 ff., 412, 436, 
440 f., 477, 483

Rechtswidrigkeit  12, 14, 16, 25 f., 38, 59, 
66, 107 ff., 113, 126, 130, 210, 212, 237 f., 
339, 402, 452, 473

Relativität  53, 72, 77, 100, 136, 143, 145, 
233, 297 f., 448, 460

Resolution  258, 262, 437 ff., 444
Richter  2, 8 f., 13, 72, 79, 86, 95 ff., 100, 

105, 117, 125, 130, 146 f., 152 f., 155 f., 166, 
169, 174, 189, 251, 280, 307 f., 336, 343, 
352 f., 368, 411 f., 425, 441 f., 444, 463, 
470 f., 478 f.

Richtlinie  6, 21, 77, 137 ff., 244, 256, 358, 
373 f. , 376 f., 394 ff., 424, 428, 439, 449, 
483, 486

Rückverweisungsklausel  341, 403 ff., 415, 
415, 477, 480

Sanktionsnorm  106, 111, 113 ff., 122 ff., 
139, 159, 181 ff., 188, 192 f., 210, 212, 
219 f., 238, 279, 325, 331 f., 341, 346, 377, 
392, 399, 403 ff., 415, 430, 456, 458 f., 463, 
469, 474, 482

Satzung  10, 224, 253, 255, 297, 310, 312, 
316, 330 ff., 342, 398, 399, 400, 402, 477, 
483

Schenker → Fransson
Schuld  12, 14 ff., 28, 59, 66 f., 114, 132, 162, 

211, 218, 231 f., 268 ff., 273, 279, 285
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–	 prinzip  347 ff., 351, 359, 379, 387, 391, 
425, 475, 483

Sekundärnorm  218, 224, 240, 455, 459
Selbstverwaltung  253, 310 f., 333 f., 342, 

478
Sicherheitsrat  258, 261 f., 436 ff. 
Sinnträger  28, 105, 156, 292, 392, 471 f.
Sprache  8 f., 33, 37, 41, 47, 52 ff., 56, 58, 61, 

75 ff., 81, 84, 87, 97 f., 100 f., 105, 134, 144, 
148, 353, 360, 365, 389 ff., 441, 448, 462, 
466, 467, 469, 470 (vgl. auch → Rechts-
sprache)

Sprachfassung  390 f., 482, 485
Sprachgebrauch  31, 33, 69, 72, 79 ff., 84 ff., 

133 f., 149, 245, 297, 323, 457
Standards  7, 78 f., 140, 254 f., 259, 262, 336, 

338, 343, 379 f., 382, 386, 426, 479, 481
Statische Verweisung  247 f., 252, 318, 320, 

337, 393, 396, 398, 422 f.
Strafanweisungskompetenz  139, 370, 374, 

376, 393 f., 439
Strafbewehrung  120, 129, 139, 312, 349, 

358, 375 f., 380, 382, 385 f., 391 f., 411, 
424 f., 454, 460, 462, 469, 472, 480 ff., 487

Strafgesetz  31, 65, 102, 115 ff., 124 ff., 165 f., 
189, 192, 220, 223, 231, 278, 316, 336, 
348, 377, 445

Strafnorm  7, 9, 13, 21, 36, 44, 96, 98, 106, 
119, 122, 129, 151, 161, 199, 219, 230, 233, 
239, 249 f., 252 ff., 278, 280, 284, 298 f., 
305 f., 312 ff., 325 f., 329 ff., 351, 353, 356, 
359, 365, 373 ff., 382, 386, 388, 391 f., 394, 
398, 400, 403 ff., 413, 428 ff, 442 ff, 453 f., 
458, 468, 481, 485

Strafrechtsdogmatik ( → vgl. auch 
Dogmatik)  15, 68 f., 107, 117, 119, 124, 
184, 211

Strafrechtssetzungskompetenz  138, 370, 
373 f., 376, 380, 382, 386, 397, 483, 487

Straftatbestand  11, 22, 26, 28 f., 104, 153, 
187, 241, 279, 292, 301, 328, 330, 333, 350, 
352, 355, 366, 409, 419, 425

Strafwürdigkeit  16 ff., 168, 189, 235
Systemtatbestand  11 ff., 16 f., 114, 348, 465

Tatbestand  9, 11 ff., 31, 33, 36, 39, 44, 57, 
59, 74, 91 f., 96, 98, 102, 104 f., 114 f., 117, 
125 f., 150, 152, 154 f., 245 ff., 266, 269, 
270, 276 ff., 284 f., 292, 298, 307, 313, 328, 

330, 332, 338, 347 f., 350 f., 360, 377, 
402 ff., 408 f., 411, 413, 419, 452, 454, 457, 
459, 465, 468, 472

Tatbestandsirrtum  26 f., 38, 43 f., 250, 266, 
278, 284 f.

Tatbestandsmerkmal  2, 9, 11, 14, 20 ff., 28, 
33 ff., 40 f., 43 f., 47, 56 f., 71, 74 f., 81, 84, 
87, 102, 114, 135, 153 ff., 218, 214, 217, 
223 f., 227, 243, 246, 251, 255, 264, 266 ff., 
274 ff., 283 ff., 290 ff., 298, 307, 317 f., 
329 f., 336 ff., 348, 362 ff., 375 f., 406, 411, 
434, 444, 446 f., 449, 452 ff., 460 f., 463, 
470 ff., 476, 480

Umschließung  9, 267, 282, 288 ff., 335 ff., 
366 ff., 380, 434, 447 ff., 471 ff., 477 f., 483

Unionsrecht  2, 27, 35, 129, 137 ff., 153, 157, 
199, 201, 257, 263, 284, 286, 288, 304, 
320, 360, 376 ff., 395 ff., 400 f., 403 f., 
408 f., 412 f., 418, 422 f., 430 f., 433, 450, 
479, 481 ff. 

Unrecht  14 ff., 47, 107, 113 f., 118, 122 f., 
170 f., 173 f., 176 ff., 183, 188, 211, 270, 
279, 304, 341, 347 f., 390, 407, 425

Untreue  19, 26, 29, 39, 44, 46, 74, 150, 177, 
225, 233, 251, 290, 299 f., 360, 451

Verbotsirrtum  26 f., 30, 36, 38, 44, 154 f., 
245, 249 f., 266, 268, 277 f., 284 f., 384

Verbrechensbegriff  11, 16 f., 161, 171 f., 183, 
188 f., 295

Verfassung  2, 13, 17, 43, 45, 48, 51 f., 98, 
116, 120 ff., 128, 131, 136, 138, 152, 159, 
163 f., 166, 186 ff., 219, 236, 238, 300 ff., 
306, 308, 311, 312, 321, 347, 371, 378, 465, 
470, 483

Verhaltensnorm  15, 88, 106 f., 111, 114, 
116 ff., 159, 182 f., 187 f., 210 ff., 224, 238, 
240, 277, 279, 286 f., 325, 331 f., 337, 341 f., 
346, 348, 375 ff., 387, 392, 397, 399, 403, 
415, 423, 455, 459, 463, 468 f., 477, 482 f.

Verklammerungsmerkmal  155 ff., 251, 267, 
361 ff., 367 f., 402, 416, 422, 424, 426, 
431 f., 434, 473

Verknüpfung  9, 15, 24, 33, 41, 55, 82, 95, 
126, 131, 135, 250, 362, 363

Verordnung  6 f., 23, 27, 30, 32, 34, 94, 129, 
218, 246 ff., 256 ff., 262 f., 279 f., 282, 286, 
313 f., 318 ff., 328, 336, 356, 358 ff., 373 ff., 
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388 ff., 389 f., 392, 397 f., 401, 404, 410 f., 
416, 418 ff., 441, 444, 449, 482 f.

–	 sgeber  34, 40, 247, 250, 265, 313 f., 319, 
327 f., 331, 333, 336, 341, 398, 400, 403 ff., 
408 ff., 415, 431 f., 436, 444, 477, 484 f.

Versuch  37, 44, 109, 141, 144, 163, 165, 221, 
284, 302, 345, 427 f., 435

Verwaltung  2, 10, 186, 253, 310, 330, 344, 
355 ff., 401, 412, 414, 480, 483, 487

Verwaltungsrecht  20, 35, 186, 195 f., 199 ff., 
205, 218, 234, 375, 452 ff.

Verwaltungsvorschriften  250, 253, 320, 
335 ff., 343, 364, 475, 478

Verweisungsfehler  41, 320, 365, 380, 382, 
392, 397, 410, 416 f., 419, 421 ff., 425, 427, 
429, 431, 433, 435, 484

Verweisungsketten  30, 38, 358, 361, 363, 
366, 368, 402, 412 ff., 480

Verweisungsmerkmal  8 f., 27 ff., 33, 41, 47, 
106, 139, 153 f., 156 f., 241, 243, 249, 251, 
284, 287 f., 292, 307, 329, 367 f., 446, 460, 
463, 470 f., 473 f., 480, 484 f.

Verweisungsnorm  7 ff., 22 ff., 27 f., 30 ff, 
75, 129, 139, 154 ff., 218, 224, 247 ff., 
280 ff., 286 ff., 292, 317 ff., 322 f., 327, 
335 ff., 340 f., 343 f., 364 ff., 382, 384 ff., 
392 f., 399 f., 402 f., 406, 410, 415 ff., 
420 ff., 430 ff., 449 f., 455 f., 459 f., 467, 
475 f., 478 ff., 482 ff.

Verweisungsobjekt  8, 10, 23 f., 27 ff., 75, 
139, 154 f., 243 ff., 277 f., 281 ff., 286 ff., 
317 ff., 335, 341, 343 f., 362, 364 ff., 371, 
373, 379 ff., 397 ff., 402 f., 409 ff., 420 ff., 
430 ff., 434, 459 f., 467, 472 f., 475 f., 479 f., 
482 ff.

Verweisungstechnik  2, 26 f., 31 f., 40, 230, 
267, 269, 271, 273, 275, 277, 279, 281, 283, 
285, 287, 289, 291, 293, 321

Verweisungsumleitung  416, 419 f., 427, 432, 
484

Voraussehbarkeit  147, 153, 316, 323, 343, 
350 f., 454, 470, 478

Vorgabefunktion  8, 20, 22, 25, 28, 39 f., 
243, 247, 267, 275 f., 282, 289 f., 292, 318, 
466, 471 f.

Vorhersehbarkeit  43, 46, 161, 316, 327, 351, 
365, 368, 425, 429, 444, 449

Vorrang  134, 140, 179, 297, 380, 382, 384 f., 
389, 459

WADA  259, 262 ff., 337, 354, 412, 436
Weinrecht  7, 419, 425, 428, 432, 435, 484
Wertungen  9, 66, 74, 95, 127, 135, 146 f., 

174, 182, 271 f., 285, 289, 292, 302, 317 f., 
336, 367 f., 411, 454, 458, 460, 472

Wesentlichkeitstheorie  311, 315, 322 f., 332, 
334, 340, 476

Wirklichkeit  1, 24, 35, 48, 56, 60 ff., 71, 75, 
84 f., 94 ff., 162, 189, 194, 203, 461, 466 f.

Wirksamkeit  48, 51 f., 70, 129, 163, 165, 
168, 206, 225, 285, 324, 371, 384 ff., 389, 
391 f., 411, 418 ff., 424 f., 428, 444, 454, 
458, 460, 462, 465, 469, 472

Wirtschaftsstrafrecht  2, 20, 26, 43 ff., 
200 f., 241, 262, 276, 280, 301, 346, 357, 
441, 455, 462

Wortlaut  31, 58, 101, 105, 134, 137, 139, 
140, 143 ff., 149 ff., 283, 291 f., 295 ff., 
320 f., 337, 353, 363 ff., 371, 373, 378, 
389 f., 410 f., 426, 429, 444, 470, 480 ff., 
485

–	 grenze  75, 139 ff., 149, 151 ff., 157, 290 ff., 
307, 353, 379, 382, 388, 390 f., 416, 422, 
426 ff., 446, 462 f., 467, 470, 472 f., 482, 
484 f.

Wortsinn  37, 76, 101, 134, 148 f., 151, 307, 
462

Zeichen  54 f., 57, 59, 66, 81, 98, 100 f., 144, 
468

Zivilrecht  19, 29, 73, 92, 102, 104, 107, 113, 
116, 191, 196, 207, 214 f., 220 ff., 228, 237, 
272, 298 f., 451 ff., 457 f., 460 ff., 474 f., 486 
(vgl. auch → Privatrecht)

Zusammenlesen  154 f., 284 ff., 292, 452, 
471
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